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(Nr. 304.) Gesetz, betreffend die Errichtung eines obersten Gerichshofes für Handelssachen.
Vom 12. Juni 1869.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußente

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes, nach erfolgter Zustimmung
des VUUdesmthesund des Reichstages, was folgt:

Z. 1.

«
Für Handelssachenwird ein für alle Staaten des NorddeutschenBundes

gemeinsamerobersterGerichtshoferrichtet, deonZuständigkeitsich über das
ge-ammteBundesgebieterstrecktund welcher die enennung »Bundes-Oberhande-

gericht«führt
Z. 2.

«

Das Bundes-Oberhandelsgerichtsoll in LeipzigseinenSitz haben undaus
emem Präsidenten,einem oder mehreren Vizeprasidentenund der erforderlichen
Anzahlvon Räthen bestehen.

§ 3

Die Mitglieder des Bundes-Oberhandelsgerichtswerden auf Vorschlag
des Bundesrathesvon dem Bundespräsidiumernannt.

s. 4.

DIC»Ernennung der erforderlichenSekretaire erfolgt im Namen
»

des

Pupdespkasidiumsdurch den Bundeskanzler, die Ernennung der erforderlichen
Uthgen Subaltern- oder Unterbeamten durch den Präsidentendes Bundes-

Oberhandelsgekichts -

s. 5.

Der für das Bundes-Ober andelsgerichter orderlicheAufwand wird aus

der VUUdfskassebestritten. JnslPefonderewerdenfalle bei dem Bundes-Ober-

kajpsgligmchteaUgestellten Beamten als Bundesbeamte aus der Bundeskasse
e o e.

Bund-s - Gesetzbl 1869. 33 §. 6.

s

Ausgegebenzu Berlin den 18. Juni 1869.
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Z. 6.

Zum Mitgliede des Bundes-Oberhandelsgerichts,kann nur ein Rechts-
kundigerernannt werden , welcher nach den Gesetzendes Bundesstaates, dem er

angehört,befähigtist, zum rechtskundigenMitgliede eines oberen Gerichtshofes
dieses Staates ernannt zu werden, oder welcher an einer DeutschenUniversität
die Stelle eines ordentlichenöffentlichenLehrers des Rechts bekleidet.

Z. 7.

Zur Fassung gültigerBeschlüssedes Bandes-Oberhandelsgerichtsist die
Theilnahme von mindestens sieben Mitgliedern, einschließlichdes Vorsitzenden,
erforderlich. Die Zahl der Mitglieder, welche bei der Fassung eines Beschlusses
eine entscheidendeStimme führen,muß in allen Fällen eine ungerade sein. Jst
die Zahl der bei der Erledigung einer Sache mitwirkenden Mitglieder eine gerade,
so führt dasjenigeMitglied, welches zum Rathe des Bundes-Oberhandelsgerichts
zuletzt ernannt ist und bei gleichem Dienstalter derjenige, welcher der Geburt
nach der jüngereist, nur eine berathende Stimme.

s. 8.

Das Bundes-Oberhandelsgericht kann, auf Grund eines Beschlussesdes
Bundesrathes, in mehrere Senate getheilt werden.

Die Zusammensetzungder Senate erfolgtdurchden Präsidenten,mindestens
auf die Dauer eines GerichtsjahresFür dieselbeDauerhat der Präsidentdie

.

Mitglieder zu bezeichnen,welchen für Verhinderungssälledie Vertretung obliegt.
Ein Mitglied des Vundes-Oberhandelsgerichtskann gleichzeitigständiges

Mitglied mehrerer Senate sein.
Den Vorsitz in den Senaten führt der Präsident,ein Vizepräsidentund

in Verhinderungsfällenderjenige Rath des. Senats, welcher das Amt eines
Rathes am Bundes-Oberhandelsgerichtam längstenbekleidet, und bei gleichem
Dienstalter derjenige, welcher der Geburt nach der ältere ist.

s. 9.

Wenn die Ansichteines Senats über eine Rechtsfrage VOU einer früheren
EntscheidungdesselbenSenats oder eines anderen Senats oder des Plenums
abweicht, so muß vor der Sachentscheidungdiese Rechtsfrage vor das Plenum
gebracht werden. Die Ansicht des letzterenist für die Entscheidungder Sache,
welchezu der PlenarberathungVeranlassunggegebenhat , maaßgebend.

Z. 10.

Zur Praxis bei dem Bundes-Oberhandelsgerichte,einschließlichder zur
Instruktion der Rechtsmittel dienenden Handlungen 1«7.und 18.) , sowie zur
Niederlassungam Sitze jenes Gerichtshosessind alle m einem Staate des Nord-
deutschenBundes zur gerichtlichenPraxis fest zugelassenenRechtsanwaslteund
Advokaten berechtigt.

Zur



—- 203--

Zur Annahme von Zustellungenhaben die Parteieneinen am Sitz des

Bundes -OberhandelsgerichtswohnendenBevollmächtigtenzu bestellen. Unterlassen
siedies, so erfolgtdie Zustellung durchdie Post mittelst rekommandirten Schreibens.

s. 11.

Der Geschäftsgangbei dem Bundes -Oberhandelsgerichtewird durch ein

Regulativ geordnet, welchesder Gerichtshofzu entwerfenund dem Bundesrathe
zur Bestätigungeinzureichenhat.

Jn dem Geschäfts-Regulativesind insbesondere auch die Befugnissedes

Präsidentenfestczzustellenund die Angelegenheitenzu bezeichnen,welchenoch außer
den in diesem esetzebezeichnetenFällen durch das Plenum zu erledigensind.

Z. 12.

Das Bundes-Oberhandelsgerichttritt in Handelssachenan die Stelle des

für das Gebiet , m welchemdie Sache in erster Instanz anhängiggewordenist,
nach den LandesgesetzenbestehendenoberstenGerichtshofesmit derjenigenZustän-
digkeit-WelcheIsch·diesen Landesgesetzendem obersten Gerichtshofegebührt.

Die Zuständigkeitdes Bandes-Oberhandelsgerichtskann durch Aktenver-

seUdUUgan 1UUst1scheSpruchkollegienund Fakultätennicht ausgeschlossenwerden.

Z. 13.

» Handeissachenim Sinne dieses Gesetzessind diejenigenbürgerlichenRechts-
stkeltlgkeitemin welchendurch die Klage ein Anspruchs —

l) gegen einen Kaufmann (Art. 4. des Allgemeinen Deutschen andelsi
gesetzbuchs)aus dessenHandels eschäften(Art.271———276.des llgemei-
nen DeutschenHandelsgesetzbus),

2) aus einem Wechsel im Sinne der AllgemeinenDeutschen Wechsel-
Ordnung,

-

3) aus einem der nachstehendbezeichnetenRechtsverhältnissegeltend ge-

macht wird:

a) aus dem Rechtsverhältnissezwischenden Mitgliedern einer Handels-
gesellschaft,zwischendem stillen Gesellschafterund dem Inhaber des
Handelsgewerbes, sowie zwischenden Theilnehmern einerVereini-

gung zu einzelnenHandelsgeschäftenoder einer Vereiniguanzum

Handelsbetriebe (Art. 10. des AllgemeinenDeutschen Handesgesetz-
buel)s), sowohl währenddes Bestehens, als nach Auflosungdes
geschäftlichenVerhältnisses,ingleichenaus dem Rechtsverhaltmsse
zWIschenden Liquidatoren oder den Vorstehern einer Handelsgew-
schaft,und der Gesellschaftoder den Mitgliedern derselben;

b) aus dem Rechtsverhältnisse,welchesdas Recht zum Gebraucheder

Handelsfirmabetrifft;
«

c) aus dem Rechtsverhältnisse, welches durch die

Veräußerqu
eines

bestehendenHandelsgeschäftszwischenden Kontrahenten en ehtJ
-

33ssk d) aus
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d) aus dem Rechtsverhältnissezwischendem Prokuristen, dem and-

lungsbevollmächtigtenoder dem Handlungsgehülfenund dem igen-
thümerder Handelsniederlassung,sowieaus dem Rechtsverhältnisse
zwischeneiner dritten Person und demjenigen, welcher ihr als Pro-
kurist oder Handlungsbevollmächtigteraus einem Handelsgeschäfte
haftet (Art. 55. des AllgemeinenDeutschenHandelsgesetzbuchs);

e) aus dem Rechtsverhältnisse,welches aus den Berussgeschäftendes

Handelsmäklersim Sinne des All emeinen DeutschenHandels-
gesetzbuchszwischendiesemund den sarteienentsteht;

f) aus den Rechtsverhältnissendes Seerechts, insbesondereaus den-

jenigen welcheauf die Rhederei,die Rechte und Pflichten des Rhe-
ders, es Korrespondent-Rhedersund der Schiffsbesatzung,auf die
Bodmerei und die Haverei, auf den Schadensersatzim Falle des

Zusammenstoßensvon Schiffen, auf die Bergungund Hülfeleistung
in Seenoth und auf die Ansprücheder Schiffsgläubigersichbeziehen.

Jst nach den Landesgesetzendie Klage noch in anderen, als den vorstehend
unter Nr. 1. bis 3. bezeichnetenbürgerlichenRechtsstreitigkeitenvor das Han-
delsgerichtersterInstanz gewiesen,so sind auch dieseRechtsstreitigkeitenals Han-
delssachenim Sinne dieses Gesetzesanzusehen.

s. 14.

Jst in Folge einer Klagenhäufungüber eine Handelssacheund über eine
andere Sache durch ein Erkenntnißzu entscheiden,so ist die Zuständigkeitdes

Oberhandelsgterichts
nur dann begründet,wenn der Werth der Handelssache

der hö ere i
· hDasselbegilt , wenn in Folge einer Widerklage,welchemit der Klage in

einem und demselben Rechtsstreite zu erledigen ist , Handelssachenund andere
Sachen den Gegenstand der Entscheidungbilden.

s. 15.

Wird in einem zur Zuständigkeitdes Bundes-Oberhandelsgerichtsgehörigen
Rechtsstreitein Folge eines Sicherheitsarrestesoder einer Zwangsvollstreckungvon

einem Dritten Widerspruch erhoben, so ist für den aus einem solchenWider-
spruche entstehendenRechtsstreit das Bundes-Oberhandelsgerichtnur dann zu-
ständig,wenn dieserRechtsstreitnach den Vorschriftendes s. 13. ganz oder zum
Theil zur Zuständigkeitdes Bundes-Oberhandelsgerichtsgehört.

Auch in Bezug aus Einwendungen, welche im Zwangsvollstreckungsver-
fahren von Seiten des Klägers oder des Beklagten erhoben werden, ist das Bun-

dessOberhandelsgerichtnur insofern zuständig,als der in Folge dieser Einwen-
dungen entstandeneRechtsstreit nach den Bestimmungen des Z. 13. ganz oder
zum Theil zur Zuständigkeitdes Bundes-Oberhandelsgerichtsgehört.

s. 16.

In den zur Zuständigkeitdes Bundes - Oberhandelsgerichtsgehgxenden
« echtss

o
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Re ts a en be ’mmt i das Prozeßverfahrenauch bei diesemGerichtshofenach
denchfüxcFasGxtbieharicshwelchem die Sache an das Bundes-Oberhandelsgericht
gelangt, geltendenProzeßgesetzeii,soweit nicht diesesGesetzein Anderes vorschreibt

Hierdurch wisd nicht ausgeschlossen, daß»åI-:irozeßhandlungen,welche in

einem anderen Gebiete vorgenommen werden, hinsichtlichder Form nach dem

Rechte des Orts ihrer Vornahme zu beurtheilensind.

Z. 17.

In denjenigenGebieten,in welchen nach den daselbstgeltendenProzeß-
gesetzendas Rechtsmittel,uber welches der oberste Gerichtshofzu entscheidenhat,
bei einem diesem nachgeordnetenGerichte instruirt wird, tritt dieses Verfahren
auch in denjenigenSachenein , welche zur Zuständigkeitdes Bundes-Oberhandels-
gerichts gehören. In diesenSachen sind die Akten nach beendigterInstruktion
des RechtsmittelsM das Bundes-Oberhandelsgerichteinzusenden.

Der Beschlußdes Gerichts, bei welchem das Rechtsmittel instruirt wird,
die Akten an das·BUFIdes-Oberhandelsgerichtoder an den obersten Laiidesgerichtss
hof einzusenden,ist einer Anfechtungnicht unterworfen.

Z. 18.

Jst das Rechtsmittel nach den für das Verfahren maaßgebendenProzeß-

fiesetzeii
des betreffendenGebiets bei dem obersten Gerichtshofe zu instruiren,

O erfolgt,dieseInstruktion auch in den zur Zuständigkeitdes Bundes-Ober-

handelsgerichts gehörigenSachen nicht bei letzterem, sondern bei demjenigen
obersten Gerichtshofe,dessenZuständigkeitbegründetsein würde, wenn eine an-

dere, als eineHandelssachevorläge und zwar in derselbenWeise, als wenn dieser
Gerichtshofauch für die Entscheidungzuständigwäre. .

Nach beendigter Instruktion ,at der gedachteGerichtshof, wenn er das

Bundes-Oberhandelsericht für zuständigerachtet, die Akten an dieses abzugeben.
Findet nach den für as Verfahren maaßgebendenProzeßgesetzeneine mündliche

Vsrhandlungvor der Entscheidungüber das Rechtsmitel statt, so erfolgt diese
mundliche Verhandlung bei dem Bundes-Oberhandelsgerichte.—- In den nach
demRheinischenszeßrechte zu verhandelndenSachen werden die Akten nach
Engqu der Erwiderungsschriftdes Kassationsverklagtenoder nach Ablauf der

fur die NiederlegungdieserSchrift bestimmten Frist unter Beifügung eines schrift-
llchen»Reguisitoriuiiisdes General-Staatsanwaltes an das Bundes -Ober-

handelsgeklchtabgegeben. «

s. 19.

.
Auf die nach dem HannoverschenProzeßrechtzu verhandelndenSachen

fmdendkexZss17—und 18. keine Anwendung. Die Nichtigkeitsbeschwekdeist
in Gemäßheitdes s. 435. der HannoverschenProzeßordnungzur Termins-

bestinimiingunmittelbarbei dem Bundes-Oberhandelsgerichteeinzureichen.Erklärt

sichdes letzterefklkunzuständig,oder sprichtder oberste Landesgerichtshof,wenn

bei diesemdie Nichtigkeitsbeschwerdeein ereicht und der Termin zur mündlichen
Verhandlung erwirkt ist, seine UnzuZtändigkeitaus, so sind die Akten im

er-
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ersteren Falle an den obersten Landesgerichtshof,im zweiten Falle an das
Bundes-Obekhandeisgekichtabzugeben. Bei dem Gerichtshofe,an welchendie
Akten abgegeben sind, kann jede Partei den Termin zUk mündlichenVer-

handlungerwirken. Die bisherigenProzeßhandlungenbleiben in den bezeichneten
Fallen wirksam, was insbesondereauch in Ansehungder rechtzeitigenEinlegung
des Rechtsmittelsgilt.

"

Z. 20.

Jst nach den für das Verfahren maaßgebendenProzeßgesetzenbei der
mündlichenVerhandlung eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft erforderlich,
so wird diese durch ein von dem Präsidentendes Bundes-Oberhandelsgerichts
zu ernennendes Mitglied des letzterenvertreten.

Z. 21.

Der Beschlußeines obersten Landesgerichtshofes,durch welchen sich der-
selbe für zuständigoder deshalb für unzuständigerklärt,weil das Bandes-Ober-
handelsgerichtzuständigsei, oder der Beschlußdes letzteren, durch welchen sich
dieses für zuständigoder deshalb für unzuständigerklärt,weil ein obersterLandes-
gerichtshofzuständigsei, ist einer Anfechtungnicht unterworfen und für den an-

deren Gerichtshofbindend.

Z 22

Für die Berechnung der Gerichtskostenund für die Berechnungder Ge-
bühren der Anwalte und Adookaten sind in den an das Bundes-Oberhandels-
gericht gelangendenSachen die Vorschriftenmaaßgebend,nach welchendie Kosten
und Gebühren zu berechnen sein würden, wenn die Sache an den obersten
Landesgerichtshofgelangt wäre. Die Mehrkostem welche durch Reisen eines

auswärtigenAnwalts oder Advokaten nach dem Sitze des Bundes-Oberhandels-
gerichts entstehen, ist der Gegner zu erstatten nicht verbunden. Stempelpapier
und Stempelmarken sind bei dem Bundes-Oberhandelsgerichtenicht u verwen-
den , vielmehr ist der Betrag der Stempel, welche, wenn die,Sachebei dem
obersten Landesgerichtshofeanhängiggeworden wäre, für die bei diesemstattfin-
denden Ausfertigungen,einschließlichder Dekrete, Beschlüsseundllrtheile, nach den

Landesgesetzenzu verwenden gewesen sein würden, als Gerichtsgebührzu be-
rechnen und mit den Gerichtskosteneinzuziehen. Dies gilt auch von den an

das Bundes-OberhandelsgerichtgerichtetenGesuchen und Emgabender Parteien.
Die für die Geschäftedes Bundes-Oberhandelsgerichts zu berechnenden

Kosten fließenzur Bundeskasse.Für das Verfahren ,· welchesdadurch entstanden
ist, daß die Sache zunächstan das unzuständigeGericht gelangtund Von diesem
an das zuständigeabgegebenist, kommen Gerichtskostennicht in Ansatz.

Z. 23. -

st NieMitglieder des Bundes -Oberhandelsgerichtswerden auf Lebenszeit
ange e .

, , «

Ein Mitglieddes Bundes-Oberhandelsgerichtswird seines Amtes und des
damit verbundenen Gehaltes verlustig: wenn dasselbein dem Strafverfahrenduåchr-
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Erkenntnißdes zuständigenGerichts eines Bundesstaates zum Amtsverluste,
zu einer entehrenden Strafe, zu einer nicht entehrendenFreiheitsstrafe von lan-

gerer als einjährigerDauer, oderfwegeneines entehrendenVerbrechens oder Ver-

gehens zu einer Strafe rechtskraftigverurtheilt worden ist.
, Entsteht Zweifel darüber, ob einer der vorstehend bezeichnetenFälle«vor-

«
liege, so wird hierüberim Plenum des Bundes-Oberhandelsgerichtsentschieden.

s. 24.

gegen ein Mitglied desZBUndesDberhandelsgekichtseine
Untersuchung(§. 23.) eingeleitetworden, so kann das Vunpes-Oberhandelsgerichtmittel.

learbeschlusses die Suspension des Angeschuldigtenvon seinem Amte für die

Dauer der Untersuchungaussprechen
Die Suspension tritt von Rechtswegen ein, wenn gegen den Angeschule

digten die UntersuchungshaftVerhängtwird.

Durch die Suspension wird das Recht auf den Genuß des vollen

Gehalts Währendder Dauer der Suspension nicht berührt.

s. 25.

Wenn ein Mitglieddes Bundes-Oberhandelsgerichtsdurch ein körperliches
GebrechenOder durchSchwächeseiner körperlichenoder geistigenKräfte zur Er-

füllun seiner Amtspflichtendauernd unfähigwird, so tritt seine Versetzungin

den Uhkstsndgegen Gewährung einer Pension ein.
Die jährlichePension beträgt bis zur Vollendung des zehnten Dienstjahres

20ng0des Gehalts; sie erhöht sich mit der Vollendung eines jeden folgenden

Fåetgtjghkes
und bis zur Vollendung des fünfzigstenDienstjahres um je IXeo

e e a ts.
Bei Berechnungder Dienstzeitwird die Zeitmitgerechnet,»währendwelcher

das Mitglied sich im Dienste des Norddeutschen Bundes oder im Staats- oder

Kommunaldiensteeines Bundesstaates befunden oder in einem Bundesstaate als

Anwalt,Advokat, Notar , Patrimonialrichteroder als öffentlicherLehrer des
Rechts an einer DeutschenUniversitätfungirt hat.

Liegendie Voraussetzungen der Versetzungeines Mitgliedes in den Ruhe-
standvor , ohne daß dasselbeein hierauf ZgeerichtetesGesuch einreicht, so kann
die Versetzungdieses Mitgliedes in den uhestand durch Plenarbeschlußdes

BUndes-Oberhandelsgerichtsaus esprochenwerden.

»

Das Verfahrenbestimmt ich nach den in der Anlage veröffentlichtenVor-

schxtftender Is. 56—63. des KönigiichPreußischenGesetzes, betreffend die
Dtenstvekgehender Richter und die unfreiwilligeVersetzungderselben auf eine
andere Stelle oder in den Ruhestand, vom 7. Mai 1851. Die Verrichtun en

des Staatsanwaltes und des Untersuchungsrichterswerden von je einem it-
gliede des Bundes-Oberhandelsgerichts,welches der Präsident ernennt, wahr-
genommen.

Z. 26.

Die in den §§. 23——25. bezeichnetenEntscheidungenUnd
VeschlüsseBdesUn-
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Bundes-Oberhandelsgerichtskönnen mit einem Rechtsmittel nicht angefochten
werden.

s. 27.

Der Zeitpunkt, mit welchem diesesGesetzin Wirksamkeit tritt, wird durch
Verordnung des Bundespräsidiumsbestimmt. In den zu diesemZeitpunkte bei

einem obersten Landesgerichtshofebereits anhängigenSachentritt die Zuständig-
keit des Bundes-Oberhandelsgerichtsnicht ein. Als anhangig gelten auch die-

jenigen Sachen, in welchen die Absendung der Akten zur Instruktion oder zur

Abfassungder Entscheidungbereits beschlossenist.

Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bundes-Jnsiegel.

GegebenBerlin, den 12. Juni 1869.

(I«. s.)
"

Wilhelm
Gr. v. Bismarck-Schönhausen.

An-
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An l a g e.

(8u s. 25.)

Auszug
aus dem KoniglichPreußischenGesetz, betreffenddie Dienstvergehen
der Richter und die unfreiwilligeVersetzung derselbenauf eine andere

Stelle oder in den Ruhestand,vom 7. Mai 1851.
—.-..—--—«———..—-

Z. 56.

Ein Richter, welcherdurch Blindheit, Taubheit oder ein sonstiges kör-
perlichen Gebrechen,oder wegen Schwäche seiner körperlichenoder geistigen
Kräfte zu der Erfullungseiner Amtspflichten dauernd unfähigist, muß in den

Ruhestandversetztwerden.

.

,

Z. 57.

Sucht der Richterin einem solchenFalle seineVersetzungin den Ruhe-
stand mcht Nach, so stndet das in den nachstehendenParagraphen vorgeschrie-
bene Verfahrenstatt.

s. 58«
Der Richter oder sein nöthigenfallshierzu besonders zu bestellender Ku-

rator wird von dem Vorsitzendendes Gerichts, dessenMitglied er ist, schriftlich
unter Angabeder Gründe darauf aufmerksamgemacht, daß der Fall der Ver-.

setzungin den Ruhestand vorliege. » »

Jn Ansehung der Einzelrichterhat denBeruf hierzuder Präsident oder

Direktor desjenigenGerichts erster Instanz, m dessenGerichtssprengelder Ein-

zklrichterangestellt ist; in Ansehung der Präsidentenoder Direktoren der Ge-
rIchte erster Instanz der Erste Präsident des Appellationsgerichts,«in Ansehung
del Ersten Präsidenten der Appellationsgerichteder Erste Präsident des ober-
sten Gerichtshofes.

s. 59.

,
Die in dem vor er ehendenParagraphen vor eschriebeneEröffnung ge-

schlehtdurch den zustäthigzenVorsitzendenvon AmtsTVegenoder auf den An-
trag der Staatsanwactschaft.

.

Wird sie nicht vorgenommen , so beschließtdas unmittelbar höhereGe-
Uchty PdekIvenn es sich um den Ersten Präsidenteneines Appellationsgerichts
oder em Mitglied eines obersten Gerichtshofeshandelt, dieser Gerichtshof in

semekPlenakversammlung,von Amtswegen oder auf den Antrag der Staats-

auwaltschaihdaß sie stattsinden solle, und in diesemFalle muß sie von dem

Ersten Pkasidenten des beschließendenGerichts vorgenommen werden.
»

Dem Ersten Präsidenteneines obersten Gerichtshofeskann die Eröff-
UUUg UUT auf Grund eines Beschlussesdieses Gerichtshofesgemacht werden,

Bundes-Gesetzbl. 1869. 34 wel-
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welcher alsdannvon dem gesetzlichenStellvertreter des Ersten Präsidentenvoll-

zogen wird.

Z. so.

Wenn der Richter oder dessenKurator nicht innerhalb sechs Wochen von

dem Tage der ihm in Gemäßheitder §§. 58. oder 59. gemachten Eröffnun
seine Versetzungin den Ruhestand freiwillig nachsucht,so muß, wenn es sicg
um ein Mitglied eines obersten Gerichtshofesoder um den Ersten Präsidenten
eines Appellationsgerichtshandelt, oder wenn in Gemäßheitdes s. 59. ein Be-

schlußdes obersten Gerichtshofes ergangen ist, dieser Gerichtshof, in allen

übrigenFällen das Appellationsgericht,nachdem ihm die etwaige Ge enerk[ä-

rung des betreffenden Richters vorgelegt worden ist, in einer P Umwer-

sammlung darüber Beschlußfassen, ob dem Verfahren Fortgang zu geben sei
oder nicht.

s. 61.

Beschließtdas Gericht die Fortsetzung des Verfahrens , so ernennt dessen
Erster Präsident einen Richter - Kommissar.

»
Dieser hat die Thatsachen, durch

welche die Versetzungin den Ruhestand begrundetwerden soll, zu erörtern , die

erforderlichen Zeugen und Sachverständigen«eidlichzu vernehmen, und zum

Schlusse den Richter oder dessen Kurator mit seiner Erklärung über das Ek-

gebnißder Erörterung zu hören.

Z. 62.

Die geschlossenenAkten werden dem Gerichte vorgele t, welches in seiner
Plenarversammlung nach Anhörung der Staatsanwaltscha darüber Beschluß
faßt, ob der Fall der Versetzungin den Ruhestand vorliege. Das Gericht kann
vor Abfassung dieses Beschlussesdie Vorladung der Zeugenund der Sachver-
ständigenzum Zwecke ihrer mündlichenVernehmung m der Sitzungverordnen.

Dem Gerichte steht es jederzeit zu, das Erscheinen des betheiligtenRichters
unter der Warnung zu verordnen , daß bei seinem Ausbleiben ein Anwalt zu
seiner Vertretung nicht zugelassenwird.

s. 63.

Der Beschlußist einem Rechtsmittel nicht unterworfen. Er wird dem

Justizministerübersandt,welcher, wenn derselbe dahin lautet , daßder Fall der

Versetzungin den Ruhestand vorliege, das Weitere zu veranlassenhat.

Redigirt im Büreau des Buiideskanzlers.

Berlin, gedrucktin der KöniglichemGeheimenOber-Hofbuchdrucke-rei
(R. v, Decker).


